
47. Sitzung des Stadtrates der Stadt Simmern/Hunsrück 
am 22.11.2023 

 

A u s z u g  a u s  d e r  N i e d e r s c h r i f t  
 

Öffentlicher Teil 

 

Verteiler: FB 4 

 
Tagesordnungspunkt 2 : 
 
Vorhabenbezogener Bebauungsplan Kuhnengasse; 
a) Abwägung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 und 
§ 4 Abs. 1 BauGB 
b) Beschluss zum weiteren Verfahren 

 
Sachverhalt: 
 
Der Stadtrat hat in der Sitzung am 20.01.2021 den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan 
Kuhnengasse gefasst. Mit dem Bebauungsplan sollen einzelne Grundstücke zwischen der Kuh-
nengasse und der Klappergasse einer wohnbaulichen Nutzung zugeführt werden. Der Bebauungs-
plan wird als vorhabenbezogener Bebauungsplan nach § 12 BauGB aufgestellt. Vor Eintritt in die 
Beratungen des Tagesordnungspunktes ist daher darüber zu beschließen, dass bei Anwesenheit 
des Vorhabenträgers, den Vertretern des Vorhabenträgers und der Vertreter des durch den Vor-
habenträger beauftragten Ingenieurbüros Dillig diese zu dem Tagesordnungspunkt gehört wer-
den und ein Rederecht eingeräumt wird (§ 35 Abs. 2 Gemeindeordnung). 
 
Die Bebauungsplanunterlagen waren im Verfahren der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit 
nach § 3 Abs. 1 BauGB und der Beteiligung der Behörden/Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 
Abs. 1 BauGB in der Zeit vom 09.05.2022 bis einschließlich 09.06.2022 öffentlich ausgelegt. Die 
Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 29.04.2022 über die Aus-
lage der Unterlagen informiert. Die hieraus eingegangenen Stellungnahmen sind gemäß § 1 Abs. 
7 BauGB abzuwägen. Die Dillig Ingenieure GmbH, Simmern/Hunsrück, hat die als Anlage beige-
fügten Abwägungsvorschläge erarbeitet, die mit den Stellungnahmen Gegenstand der Beratung 
und Beschlussfassung des Stadtrates sind. 
 
Die Abwägung der einzelnen Stellungnahmen aus der Öffentlichkeit und der Behörden und Trä-
ger öffentlicher Belange erfolgt durch Einzelbeschlüsse. 
 
In dem Bauleitplanverfahren folgt auf die Bewertung der Stellungnahmen das 
Offenlageverfahren nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB sowie der Nachbargemeinden nach § 2 Abs. 2 BauGB. 
Die einzelnen Plan-unterlagen wurden um die vorgeschlagenen Abwägungen, den 
komplementierten Umweltbericht und Fachbeiträge ergänzt. Innerhalb der Umweltprüfung 
wurden die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt, beschrieben und 
bewertet. Für die mit dem Bebauungsplan Kuhnengasse vorgesehenen Eingriffe sind die 
folgenden Kompensationsmaßnahmen auf städtischen Grundstücken vorgesehen. 
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Gremium: Stadtrat der Stadt Simmern/Hunsrück 
Sitzungsdatum: 22.11.2023 

a.     Aals naturschutzfachliche Kompensationsmaßnahme ist innerhalb des Soonwaldes auf Flur-
stück 32/7 (Flur 11; Gemarkung Riesweiler) (Waldort „Sim 23 b1“) die Entwicklung eines 
naturnahen Waldbestandes (naturnaher Waldumbau) vorgesehen. 

b.    Als Kompensation für die verlorenen Quartier- und Nistmöglichkeiten für Vögel und 
Fledermäuse ist an den Bäumen des Flurstücks 74 in Flur 45 und 87/2 in Flur 61 
(Mühlengasse) und an den Gebäuden die Anbringung von insgesamt 53 künstlichen 
Nisthilfen geplant. 

c.     Als Ersatzlebensraum für die Mauereidechse war zunächst im Umweltbericht die 
Inanspruchnahme einer Fläche von 1.839 m² des Flurstücks 55 in Flur 60 (Im Katzenbuckel) 
vorgesehen. Nach der Verringerung der überbaubaren Flächen im Plangebiet kann ein 
planinterner Lebensraumausgleich für die Mauereidechsen erfolgen, die Einrichtung einer 
planexternen Habitatsstruktur auf städtischen Flächen wird hierdurch entbehrlich. 

 
Die Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen hat durch den Vorhabenträger zu erfolgen. Für 
die Inanspruchnahme der unter Buchstabe b) aufgeführten Bäume/Flächen hat ein monetärer 
Ausgleich an die Stadt zu erfolgen. 
Das Offenlageverfahren setzt voraus, dass ein Bebauungsplanentwurf vorliegt, in den die berück-
sichtigten Stellungnahmen und Fachbeiträge eingearbeitet sind. Der Billigungsbeschluss zur 
Entwurfsplanung erfolgt unter dem Vorbehalt, dass die zuvor in der Abwägung berücksichtigten 
Stellungnahmen in den Planentwurf übernommen werden. 
 
Für den vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist der Abschluss eines so genannten 
Durchführungsvertrags mit dem Vorhabenträger gemäß § 12 Baugesetzbuch (BauGB) 
erforderlich. Die wesentlichen Inhalte des Vertrages sind die Durchführungspflichten, hier die 
Realisierung der Wohn-bebauung gemäß Maßnahmenkonzept, die Umsetzung der 
Kompensationsmaßnahmen Waldumbau und Installation von Nisthilfen und die Herstellung eines 
Verbindungsweges zwischen der Klappergasse und der Kirchberger Straße (Dr. Theodor-Fricke 
Altenpflegeheim) durch den Vorhabenträger. 
 
Für die Umsetzung der Baumaßnahme einschließlich der Maßnahmen zum Ausgleich der umwelt-
erheblichen Beeinträchtigungen war zunächst ein Zeitraum von 5 Jahren vertraglich vorgesehen. 
Der Vorhabenträger hat nunmehr beantragt, die Umsetzungsfrist auf 10 Jahre zu verlängern. Eine 
Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen nach 10 Jahren wird seitens der Verwaltung kritisch 
gesehen, da die im Planverfahren zur Erstellung des Umweltberichtes erhobenen 
Datengrundlagen einer natürlichen Veränderung unterliegen. Die unter Buchstabe a) 
beschriebene Ausgleichsmaßnahme „Entwicklung eines naturnahen Waldbestandes“ ist auch aus 
Sicht der Forstverwaltung zeitnah, d.h. innerhalb von drei Jahren umzusetzen. Eine Verlängerung 
der Umsetzungsfrist auf 10 Jahre sollte daher nur unter sofortiger Umsetzung der 
Ausgleichsmaßnahme Waldumbau innerhalb von drei Jahren zugestanden werden. 
 
 
Beschlussvorschlag 
 
a) Der Stadtrat nimmt die im Verfahren der Offenlage und der Beteiligung der Behörden und 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB eingegangenen Stellungnah-
men zur Kenntnis und folgt der Empfehlungen zum Umgang mit den Stellungnahmen wie in der 
Anlage 1 aufgeführt. Die Beratung und Beschlussfassung ergeht in Einzelbeschlüssen.  
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Gremium: Stadtrat der Stadt Simmern/Hunsrück 
Sitzungsdatum: 22.11.2023 

 
b) Der Stadtrat nimmt die Entwurfsplanung zur Kenntnis. 
Der Stadtrat fasst den Beschluss, für die im Umweltbericht dargestellten Ausgleichsmaßnahmen 
dem Vorhabenträger die Fläche Flurstück 32/7 (Flur 11; Gemarkung Riesweiler) (Waldort „Sim 23 
b1“) zum Waldumbau kostenlos zur Verfügung zu stellen. 
 
Der Stadtrat fasst den Beschluss, dem Vorhabenträger für die im Umweltbericht dargestellte 
Ausgleichsmaßnahme Flurstücks 74 in Flur 45 und 87/2 in Flur 61 (Mühlengasse) zur Anbringung 
von Nistkästen an den Bäumen zur Verfügung zu stellen. Die Entschädigung für die 
Inanspruchnahme ist in nicht-öffentlicher Sitzung des Stadtrates zu beraten. 
 
Des Weiteren beschließt der Stadtrat die vorliegende angepasste Entwurfsfassung der 
Planunterlagen, bestehend aus der Planzeichnung (Stand 02.11.2023), den textlichen 
Festsetzungen (Stand 31.08.2023), der Begründung mit Umweltbericht (Stand 31.08.2023 u. 
06.10.2023, dem Vorhaben- und Erschließungsplan (Stand 11.10.2023) und diversen 
Fachbeiträgen zu billigen und die Verwaltung mit der Durchführung des Beteiligungsverfahren 
nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB zu beauftragen. 
Der Ausschuss empfiehlt dem Stadtrat den im Entwurf vorliegenden Durchführungsvertrag zu zu-
stimmen. Die Durchführungsfrist für die Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans 
wird gemäß der Empfehlung des Bau-, Planungs- und Stadtentwicklungsausschusses auf 5 Jahre 
festgelegt. Die Ausgleichsmaßnahme Waldumbau ist innerhalb von 3 Jahren nach der Erteilung 
der Baugenehmigung zu erbringen. 
 

 
Ratsmitglied Theiß verlässt auf Grund §22 GemO den Sitzungstisch 
 
Anregungen und Anträge: 
Stadtbürgermeister Dr. Nikolay begrüßt Herrn Marx und Herrn Dillig vom Ing. Büro Dillig. 
Sowie Herrn von Danwitz und Herrn Weber vom Architekturbüro von Danwitz. 
 
Vor Eintritt in die Beratungen des Tagesordnungspunktes fragt Stadtbürgermeister Dr. 
Nikolay den Stadtrat , dass durch Anwesenheit des Vorhabenträgers, den Vertretern des 
Vorhabenträgers und der Vertreter des durch den Vorhabenträger beauftragten 
Ingenieurbüros Dillig diese zu dem Tagesordnungspunkt gehört werden und ein Rederecht 
eingeräumt wird (§ 35 Abs. 2 Gemeindeordnung). 
 
Der Stadtrat stimmt dem einstimmig zu. 
 
Herr Marx stellt die neuen Planungen und Abwägungen vor. 
 
Nach Beantwortung der Rückfragen durch den Stadtrat werden folgende Beschlüsse gefasst. 
 

 
Beschluss: 

a) Eingabe Bürger 4  
b) Eingabe Bürger 8 
c) Eingabe Bürger 13  
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Gremium: Stadtrat der Stadt Simmern/Hunsrück 
Sitzungsdatum: 22.11.2023 

d) Eingabe Verbandsgemeinde Fachbereich Lebensgrundlagen und Bauen 
e) Eingabe GDKE Landesarchelogie 
f) Eingabe GDKE Direktion Denkmal 
g) Eingabe 1 Kreisverwaltung 
h) Eingabe 24 Landesamt 
i) Eingabe SGD Nord 
j) Eingabe VG Werke 

Beschluss zum Durchführungsvertrag 
 

1) Die Durchführungsfrist für die Umsetzung des vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird 
gemäß der Empfehlung des Bau-, Planungs- und Stadtentwicklungsausschusses auf 5 
Jahre festgelegt. Beginn nach Rechtsfähigkeit des B-Planes. 

2) Laut Beschlussvorschlag 
 

Abstimmungsergebnis: 
a) Einstimmig beschlossen 
b) Mit 1 Enthaltung, einstimmig beschlossen 
c) Einstimmig beschlossen 
d) Einstimmig beschlossen 
e) Einstimmig beschlossen 
f) Einstimmig beschlossen 
g) Mit 1 Enthaltung, einstimmig beschlossen 
h) Einstimmig beschlossen 
i) Mit 1 Enthaltung einstimmig beschlossen 
j) Einstimmig beschlossen 

 
Mit 4 Nein-Stimmen, 14 Ja-Stimmen, Mehrheitlich beschlossen 

 
1) Mit 8 Ja-Stimmen, 4 Enthaltungen, 8 Nein-Stimmen abgelehnt 
2) Mit 4 Nein-Stimmen, 1 Enthaltung, 14 Ja-Stimmen mehrheitlich beschlossen 

 
 
 
 
 
Simmern/Hunsrück, den 29.11.2023 
 
 
gez. Ellen Becker 
Büroleiterin 


